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2 6 5 . Bundesgesetz: Kulturgroschengesetz-Novelle 1959.
2 6 6 . Bundesgesetz: Neuerliche Abänderung und Ergänzung des Bundesgesetzes, betreffend. Abänderung und

Ergänzung des Kleinrentnergesetzes.
2 6 7 . Bundesgesetz: Gewährung eines Bundeszuschusses an das Bundesland Kärnten aus Anlaß der 40. Wiederkehr

des Jahrestages der Volksabstimmung.
2 6 8 . Bundesgesetz: Überwachungsgebühr für die monopolabgabefreie Branntweinerzeugung zum Hausbedarf.
2 6 9 . Bundesgesetz: Energieanleihengesetznovelle 1959.
270. Verordnung: Neuerliche Abänderung der Freiliste 1.
2 7 1 . Verordnung: Eintragung von in der Zeit vom 29. Juni 1945 bis 30. April 1946 vor einem Seelsorger

einer gesetzlich anerkannten Kirche oder Religionsgesellschaft vorgenommenen Eheschließungen
in die Personenstandsbücher.

2 6 5 . Bundesgesetz vom 26. November
1959, mit dem das Kulturgroschengesetz
neuerlich abgeändert wird (Kulturgroschen-

gesetz-Novelle 1959).

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I.

Das Kulturgroschengesetz, BGBl. Nr. 191/1949,
in der Fassung der Kultungroschengesetz-Novelle
1957, BGBl. Nr. 259, wird abgeändert wie folgt:

Der § 10 hat zu lauten:

„§ 10. Dieses Bundesgesetz tritt am 31. De-
zember 1961 außer Kraft."

Artikel II.

(1) Dieses Bundesgesetz tri t t am 1. Jänner 1960
in Kraft.

(2) Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
ist das Bundesministerium für Unterricht im

Einvernehmen mit dem Bundesministerium für
Finanzen betraut.

Schärf
Raab Drimmel Kamitz

2 6 6 . Bundesgesetz vom 26. November
1959, mit dem das Bundesgesetz vom 12. Mai
1955, BGBl. Nr. 90, betreffend Abänderung
und Ergänzung des Kleinrentnergesetzes,

neuerlich abgeändert und ergänzt wird.

Der Nationalrat hat beschlössen:

Artikel I.

Das Bundesgesetz vom 12. Mai 1955, BGBl.
Nr. 90, in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl.
Nr. 78/1957, wird abgeändert und ergänzt wie
folgt:

1. § 1. Abs. 2 hat zu lauten:

„(2) Das Ausmaß der zu gewährenden Klein-
renten wird festgesetzt wie folgt:
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2. § 2 Abs. 1 hat zu lauten:

„(1) Die auf Grund der Kleinrentnergesetzno-
velle 1951, BGBl. Nr . 193, festgesetzte Einkom-
mensfreigrenze erhöht sich auf 650 S monatlich.
Die seit 1. Jänner 1955 eingetretenen Erhöhungen
von Versorgungsgenüssen und versorgungsähn-
lichen Leistungen bleiben bei der Ermit t lung des
Einkommens bis zu einem Betrage von 550 S
monatlich außer Betracht."

3. § 7 hat zu lauten:

„Der Bund trägt die durch dieses Bundesgesetz
entstehenden Kosten sowie die Kosten der Über-
weisung der Leistungen der Kleinrentnerentschä-
digung; er trägt ferner die Kosten der Zustel-
lung der genannten Leistungen, wenn sie im
Inland durchgeführt wird."

Artikel II.

(1) Dieses Bundesgesetz tr i t t mit 1. Jänner 1960
in Kraft.

(2) Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
ist das Bundesministerium für soziale Verwal-
tung, hinsichtlich des § 7 in der Fassung des
Artikels I im Einvernehmen mit dem Bundes-
ministerium für Finanzen betraut.

Schärf
Raab Proksch Kamitz

2 6 7 . Bundesgesetz vom 26. November
1959 über die Gewährung eines Bundeszu-
schusses an das Bundesland Kärnten aus An-
laß der 40. Wiederkehr des Jahrestages der

Volksabstimmung.

Der Nationalrat hat beschlossen:

§ 1. Dem Bundesland Kärnten wird aus Anlaß
der 40. Wiederkehr des Jahrestages der Volks-
abstimmung, auf Grund welcher sich die im Ab-
stimmungsgebiet ansässige Wohnbevölkerung für
die Angliederung an die Republik Österreich
entschieden hat, aus Bundesmitteln ein einmaliger
Zweckzuschuß im Betrage von 10 Millionen Schil-
ling gewährt. Dieser Bundeszuschuß ist für
Zwecke der Festigung der Zugehörigkeit des ge-
nannten Gebietes zu Österreich zu verwenden
und zur Stärkung der für die bezeichneten
Zwecke vorgesehenen Landesmittel bestimmt.

§ 2. Die Überprüfung der widmungsgemäßen
Verwendung des Bundeszuschusses bleibt dem
Bundesministerium für Finanzen vorbehalten.

§ 3. Die haushaltsmäßige Verrechnung des
Bundeszuschusses wird dem Lande zur Bedingung
gemacht.

§ 4. Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
ist das Bundesministerium für Finanzen betraut.

Schärf
Raab Kamitz

2 6 8 . Bundesgesetz vom 26. November
1959, betreffend die Überwachungsgebühr
für die monopolabgabefreie Branntwein-

erzeugung zum Hausbedarf.

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I.

Das Bundesgesetz vom 3. Dezember 1953,
BGBl. N r . 6/1954, in der Fassung des Bundes-
gesetzes vom 2. Dezember 1957, BGBl. N r . 263,
betreffend die Überwachungsgebühr für die
monopolabgabefreie Branntweinerzeugung zum
Hausbedarf, wird abgeändert wie folgt:

Im § 1 t r i t t an die Stelle der Zeitangabe
„31. Dezember 1959" die Zeitangabe „31 . De-
zember 1961".

Artikel II.

(1) Dieses Bundesgesetz t r i t t mit 1. Jänner 1960
in Kraft.

(2) Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
ist das Bundesministerium für Finanzen betraut .

Schärf
Raab Kamitz

2 6 9 . Bundesgesetz vom 1. Dezember 1959,
womit das Energieanleihengesetz 1959 abge-
ändert wird (Energieanleihengesetznovelle

1959).

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I

Der § 1 des Energieanleihengesetzes 1959,
BGBl. Nr. 176, hat zu lauten wie folgt:

„§ 1. Der Bundesminister für Finanzen wird
ermächtigt, für eine von der Österreichischen
Elektrizitätswirtschafts-Aktiengesellschaft (Ver-
bundgesellschaft) im Jahre 1959 zu begebende
Anleihe bis zum Höchstbetrag von 900 Millionen
Schilling die Haftung gemäß § 1357 ABGB. zu
übernehmen."

Artikel II

Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes ist
das Bundesministerium für Finanzen betraut.

Schärf
Raab Kamitz
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2 7 0 . Verordnung des Bundesministeriums
für Finanzen vom 30. November 1959, mit
der die Freiliste 1 neuerlich abgeändert wird.

Auf Grund des § 4 Abs. 1 Z. 1 lit. a des Um-
satzsteuergesetzes 1959, BGBl. Nr. 300/1958,
wird verordnet:

§ 1. Die Anlage A zur Verordnung des Bundes-
ministeriums für Finanzen vom 2. Jänner 1959,
BGBl. Nr. 4, mit der die Gegenstände bestimmt
werden, für die eine Ausgleichsteuer nicht einge-
hoben wird, in der Fassung der Verordnung des
Bundesministeriums für Finanzen vom 4. Feber
1959, BGBl. Nr. 33, wird wie folgt abgeändert:
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§ 2. Diese Verordnung ist auf steuerbare
Umsätze anzuwenden, die nach dem 31. Dezem-
ber 1959 bewirkt werden.

Kamitz

2 7 1 . Verordnung des Bundesministeriums
für Inneres vom 2. Dezember 1959 über die
Eintragung von in der Zeit vom 29. Juni
1945 bis 30. April 1946 vor einem Seelsorger
einer gesetzlich anerkannten Kirche oder
Religionsgesellschaft vorgenommenen Ehe-
schließungen in die Personenstandsbücher.

Auf Grund des § 6 Abs. 2 des Bundesgesetzes
vom 16. September 1959, BGBl. Nr. 208, über
die Wirksamkeit der in der Zeit vom 29. Juni
1945 bis 30. April 1946 vor einem Seelsorger
einer gesetzlich anerkannten Kirche oder Reli-
gionsgesellschaft vorgenommenen Eheschlie-
ßungen, wird im Einvernehmen mit dem Bundes-
ministerium für Justiz verordnet:

§ 1. Ist eine Entscheidung gemäß § 1 Abs. 1
des genannten Bundesgesetzes ergangen, so hat
der Standesbeamte in den ersten Teil des Fami-
lienbuches unter Benützung des Vordruckes und
nach Streichung des für die Eintragung der Ehe-
schließungshandlung vorgedruckten entbehr-
lichen Textes einzutragen:

§ 2. Auf Grund einer Entscheidung gemäß § 1
Abs. 2 des genannten Bundesgesetzes hat der
Standesbeamte im Familienbuch am Rande des
Heiratseintrages zu vermerken:

Afritsch


